Vom Versagen der deutschen Justiz 


Der Name der französischen Ortschaft Oradour ist zu einem Symbol für deutsche Kriegsverbrechen im Zweiten 
Weltkrieg geworden. Für Frankreich mag diese Feststellung noch heute gelten, rechtsrheinisch verbinden sich mit 
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Der Name der französischen Ortschaft Oradour ist zu einem Symbol für deutsche Kriegsverbrechen im Zweiten 

Weltkrieg geworden. Für Frankreich mag diese Feststellung noch heute gelten, rechtsrheinisch verbinden sich mit 

der Zeit zwischen 1940 und 1944, als die Uhren in Frankreich «deutsch» gingen, wohl eher angenehmere Erinne- 

rungen und die Legende einer moderaten Besatzungsherrschaft. Erstaunlicherweise haben auch weder die Justiz 

noch die Historiker in der Bundesrepublik sonderliche Anstrengungen unternommen, dies Verbrechen aufzuklä- 

ren. Dass sich dieser Befund mit den jetzt von der Staatsanwaltschaft Dortmund neu aufgenommenen Ermittlun- 

gen noch ändern könnte, steht kaum zu erwarten. 
Zu diesen Historikern gehört letzlich auch Meyer selbst. Sonderliche Anstrengungen wurden in der Tat nicht unternommen, außer 
von ‚revisionistischen Außenseitern’ wie Herbert Taege, dessen Ziel, seine Untersuchungen möchten das Material für eine Untersu- 
chungskommission von Historikern werden, sich nicht erfüllt haben. (EL) 


642 Kinder, Frauen und Männer 
Am 10. Juni 1944 verübte eine Kompanie der 2. SS-Panzerdivision «Das Reich» in Oradour-sur-Glane ein 

Massaker, bei dem 642 Kinder, Frauen und Männer ermordet wurden. Die Männer wurden gruppenweise erschos- 

sen, die Frauen und Kinder verbrannten bei lebendigem Leibe in der Kirche des Orts, in die man sie gesperrt hatte. 

Nachdem kurz zuvor ein SS-Offizier von französischen Partisanen entführt worden war, wollte man ein Exempel 

an der Zivilbevölkerung statuieren. In der Ortschaft selbst gab es keinerlei Widerstand, versteckte Waffen oder 

Sprengstoffe wurden nicht gefunden. Der Befehl zur «Vernichtung» Oradours kam von der Division und war 

durch Anweisungen der Wehrmacht gedeckt, es handelte sich also nicht um einen Willkürakt einzelner SS-Führer. 
Letzteres ist eine kecke Behauptung, die durch keinerlei Beweise gedeckt ist. „Von der Division” soll heißen: vom Kommandeur 
Lammerding. Diese These der Franzosen übernimmt Meyer ohne jegliche Begründung, die es dafür auch nicht gibt, außer jener, die 
sich auf das Merkblatt des OBWest stützt, in dem nur Divisionskommandeure die Befugnis erhalten, derartige Maßnahmen gegen 
Ortschaften anzuordnen. Das nicht allein Lammerding - was noch zu erwarten wäre - aber auch alle anderen Offiziere einen Ver- 
nichtungsbefehl für Oradour strikt in Abrede stellen und einen ganz anderen Einsatzbefehl angeben, kümmert Meyer nicht. Er hält 
die gesamten Aussagen, die dazu gemacht wurden, schlicht für Lügengebilde der SS. (EL) 


In der alten Bundesrepublik wurde alles dafür getan, die Hauptverantwortlichen des Massakers, allen voran den 
Divisionschef Heinz Lammerding, vor einer Anklage bzw. einer Auslieferung nach Frankreich zu bewahren, wo 
Lammerding wegen anderer Verbrechen — der Erhängung von Zivilisten im französischen Tulle — schon 1951 in 
Abwesenheit zum Tode verurteilt worden war. Dagegen kam es, nach einem ersten Militärgerichtsprozess in 
Bordeaux 1953, in der DDR zu einem zweiten Oradour-Verfahren, das internationales Aufsehen fand. 1983 muss- 
te sich der ehemalige SS-Untersturmführer Heinz Barth, gegen den bereits in Bordeaux ebenfalls ein Todesurteil 
in Abwesenheit verhängt worden war, vor dem Berliner Stadtgericht verantworten. Er wurde zu einer lebens- 
länglichen Freiheitsstrafe verurteilt. 


Meyer ist ein einseitiger, ideologisch motivierter Historiker, der Fakten, die ihm nicht ins vorgefaßte Konzept passen, einfach igno- 
riert. Er scheut sich auch nicht, Überspitzungen für Wahrheiten auszugeben. Den Barth-Prozeß in der DDR 1983 erklärt er hier zum 
Musterbeispiel, ohne dessen Hintergründe und mangelnde Rechtsstaatlichkeit auch nur anzureißen. (EL) 


Die Mühen der Justiz 

Dies Verfahren als «Schauprozess» zu kennzeichnen, wie es seinerzeit die rechtsextreme «National-Zeitung» tat 
und wie es inzwischen auch die «Frankfurter Allgemeine» (vom 7. Januar 2012) tut, wird seiner Bedeutung nicht 
gerecht. Der Ostberliner Prozess trug zur Aufklärung der Vorgänge des 10. Juni 1944 bei. «In eindrücklicher Wei- 
se», so berichtete damals die NZZ, schilderten die vom Gericht geladenen französischen Überlebenden das Mas- 
saker erstmals vor einer Zuhörerschaft in Deutschland. Die Ermittlungen im Fall Barth und die Prozessvor- 
bereitung fanden allerdings unter Kontrolle des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit statt, wie man inzwischen 
weiss, und die Anklageerhebung zu jenem Zeitpunkt muss vor dem Hintergrund der aussenpolitischen Interessen 
der DDR gesehen werden. Gleichwohl entsprach der Prozess gegen Barth in Verhandlungsführung, Beweiswürdi- 
gung und Urteilsfindung rechtsstaatlichen Grundsätzen, die auch vor den Augen unabhängiger Beobachter beste- 
hen konnten. 


Die NZZ schrieb nach dem Urteilsspruch 1983: «Der Prozess, dem zahlreiche ausländische Presseleute folgen 
konnten, verlief nach Ansicht eines französischen Beobachters nach den Regeln eines normalen Strafprozesses, 
der von allen Beteiligten fair und korrekt geführt wurde.» Dass in Ostberlin nicht alle der Stasi bekanntgeworde- 
nen Fakten auf den Tisch gelegt und nicht weitere in der DDR wohnhafte Mittäter belangt wurden, worauf zuerst 
der Historiker Henry Leide hingewiesen hat, steht auf einem anderen Blatt. 


Die in der Bundesrepublik lebenden Vorgesetzten Barths - der Generalmajor der Waffen-SS Lammerding, der SS- 
Standartenführer Stadler und der SS-Hauptsturmführer Kahn - haben wegen ihrer Beteiligung an dem Massaker in 
Oradour niemals vor Gericht gestanden. Aber sie wurden als Zeugen oder Beschuldigte in verschiedenen Ermitt- 
lungsverfahren vernommen. Ein 1961 eingeleitetes Verfahren gegen den damaligen Düsseldorfer Bauunternehmer 
Lammerding wurde 1964 von der Dortmunder Zentralstelle für die Bearbeitung von NS-Massenverbrechen man- 
gels Beweises eingestellt. Lammerding starb unbehelligt 1971. Gegen den Beschuldigten Kahn wurde zunächst 
nicht weiter ermittelt, weil rechtliche Bestimmungen dem entgegenstanden. Nachdem ein deutsch-französisches 
Abkommen von 1971 seine Strafverfolgung in der Bundesrepublik ermöglicht hatte, wurde 1975 in Dortmund ein 
erneutes Ermittlungsverfahren gegen Kahn eingeleitet, das nach seinem Tode gegen andere Tatbeteiligte (darunter 
Heinz Barth) fortgeführt und 1980 eingestellt wurde, wobei die Dortmunder Staatsanwaltschaft - die gleiche, die 
jetzt die Ermittlungen wiederaufgenommen hat - die von Lammerding und anderen Divisionsangehörigen zu Pro- 
tokoll gegebenen Selbstrechtfertigungen weitgehend übernahm. 


Aufgrund der Auswertung der Fahndungslisten der United Nations War Crimes Commission wurde schliesslich 
1989 ein letztes Oradour-Verfahren von der Staatsanwaltschaft Stuttgart eröffnet. Es wurde - soweit es sich nicht 
durch den Tod der Beschuldigten erledigt hatte - im Jahr 1995 durch einen Stuttgarter Staatsanwalt, den späteren 
Leiter der Ludwigsburger Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer 
Verbrechen, eingestellt, da - so heisst es in der Begründung wörtlich - «die Ermittlungsmöglichkeiten erschöpft» 
seien. Wie sich jetzt herausgestellt hat, war das ein Irrtum, der den noch lebenden Tätern weiteren Strafaufschub 
verschaffte. 


Haarsträubende Begründung 

Nun gehört zu den seit Ende letzten Jahres ins Visier der für NS-Verbrechen zuständigen Staatsanwaltschaft Dort- 
mund geratenen Personen auch der mittlerweile 86-jährige Rentner Willi B., den schon die Stasi im Jahr 1980 ver- 
nommen, dann aber aus nicht ganz durchsichtigen Gründen aus dem Prozess von 1983 herausgehalten hatte. B. 
sagte aus, er habe sich gegen die Ausführung eines ihm vom SS-Untersturmführer Barth erteilten Befehls «ge- 
sträubt», einen Mann an Ort und Stelle zu erschiessen. Die Hauptabteilung IX des Staatssicherheitsdienstes ge- 
langte dennoch zu der Einschätzung, dass B. und ein weiterer DDR-Bürger «dringend verdächtig» seien, «am 10. 
6. 1944 arbeitsteilig an der Vernichtung des Dorfes Oradour-sur-Glane mitgewirkt zu haben». 


Ganz anders der erwähnte Stuttgarter Staatsanwalt 15 Jahre später. Ihm waren die Stasi-Akten und damit auch die 

Vernehmung des Willi B. bekannt. Warum er das Verfahren trotzdem meinte einstellen zu können, liest sich aus 
heutiger Sicht haarsträubend: Die «blosse Anwesenheit am Tatort» erfülle nicht den Tatbestand der Beihilfe zum 
Mord. Ein Teil der Soldaten sei der Auffassung gewesen, «es handle sich um einen Einsatz gegen Partisanen». Es 
müsse zugunsten der Beschuldigten, denen eine direkte Beteiligung insbesondere an der Tötung der Frauen und 
Kinder in Oradour nicht nachgewiesen werden könne, davon ausgegangen werden, «dass ihnen das Ausmass der 
Tötungen im Ort nicht bekannt war». B. selbst hatte sich daran erinnert, «die Schreie und das Jammern» der ster- 
benden Frauen und Kinder aus der brennenden Kirche gehört zu haben. 

Man darf gespannt sein, zu welchem Urteil jetzt die Dortmunder Staatsanwaltschaft kommt, die erneut gegen B. 
und andere ermittelt. Es scheint, dass die wenigen heute noch mit NS-Verbrechen beschäftigten Staatsanwälte an- 
dere Vorstellungen von Unrecht und Schuld haben als die Generation ihrer Vorgänger. Die Zeit für eine histori- 
sche Aufarbeitung des Oradour-Komplexes durch die Justiz ist allerdings abgelaufen. 


Prof. Dr. Ahlrich Meyer hatte bis 2000 eine Professur für 
Politikwissenschaft an der Universität Oldenburg inne. 
Vor zwei Jahren ist seine vielbeachtete Studie «Das Wis- 
sen um Auschwitz. Täter und Opfer der <Endlösung> in 
Westeuropa» (bei Schöningh) erschienen. 


Der Historiker Peter Lieb kommt in seiner Einschätzung einer Arbeit von Ahlrich Meyer in Sachen Frankreich- 
Besatzung-Kriegsverbrechen zu einem Urteil, das in einem anderen Kontext schon einmal zitiert wurde: 
„hat die Untersuchung aber auch deutliche Schwächen, nicht zuletzt deshalb, weil er sich von einer gewissen 
ideologischen Voreingenommenheit zu keinem Zeitpunkt lösen kann.” 


